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1 Einleitung

Der Volkszählung 1983 uncl der später auf den Volkszählungsergebnissen fußenden

BevöIkerungsfortschreibung wird ein - gegenf:ber dem bisherigen Begriff der

',!{ohnbevöIkerung" - veränderter Bevölkerungsbegriff zugrunde liegen: der Be-

griff der "BevöIkerung am Ort der Hauptwohnung". Dieser BevöIkerungsbegriff
geht auf eine Neufassung des Melderechts zurück, der zunächst im Melderechts-

rahnengesetz (MRRG) vom 15. August 1980 und danach in den auf das MRRG sich
gründenden Landesroeldegesetzen niedergelegt wurde. Mit dem Inkrafttreten der

neuen Landesmeldegesetze in allen Bundesländern kann bis zum Volkszählungs-

stichtag (27. April 1983) gerechnet werden.

Nach dem neuen bevölkerungsstatistischen Begriff bestirnmt sich künftig die
Einwohnerzahl einer Gemeinde aus der Gesamtheit der Personen, die in der

Gemeinde ihre alleinige Wohnung, bzw., wenn roehrere !{ohnungen zu berück-

sichtigen sind, ihre Hauptwohnung haben. § 12 (2) des MRRG - und alle
Landesmeldegesetze folgen itrn dabei - definiert die Hauptwohnun§, so:

"Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte t{ohnung des
Einwohners. Hauptwotrnung eines verhelrateten Einwohners,
der nicht dauernd getrennt von seiner Familie lebt,
ist die vorwiegend benutzte tlohnung der Familie- In
Zweifelsfällen ist die vorwiegend benutzte tlohnung
dort, wo der Schwerpunkt der Lebensbeziehungen des
Einwohners liegt."

Die übernahroe einer roelderechtlichen Definition als begriffliche Grundlage

für die Bevölkerungsstatistik stellt ein Novun dar. Bisher folgte d'ie amt-

Iiche Statistik bei den VolkszähLungen (erstmals 1925) und im Rahmen der

Eortschreibung des Bevölkerungsstand.es einem eigenen, spezifisch statisti-
schen Bevölkemngsbegriff - d.em Begriff der "Vlohnbevölkerung" - der von

Haupt- und Nebenwohnsitzeintragungen in den Melderegistern unabhängig war-

Künftig werden Bürger im Prinzip statistisch nur den Gemeinden zugerechnet,

in deren Registern sie auch nach neuem Mel-derecht und daraus sich a-bleitender

Praxis mit alleiniger Wohnung oder Hauptrdohnung geführt werden.

Dieses Arbeitspapier verfolgt das ZleL, prinär die verfahrensnäßigen Probleme

lxrd Konsequenzen, die mit dem tbergang auf d.en neuen Bevölkerungsbegriff ver-
bunden sind, auszuleuchten. Dabei er*reist sich eine relaLiv ausführliche Dar-

stellung des "alten" Wohnbevölkenrngskonzepts als unu.mgänglich, da nur die
Kenntnis der bisher gültigen Grundlagen und. Verfahren eine Einschätzung neuer

Prinzipien und d.er d.arauf aufbauenden Praxis zuläßt.
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2 Das WohnbevöIkerungskonzept - Begriff, Verfahren' Probleme

2'. L Der WohnbevöIkerungsbegrif f

selt der volkszählung von 1925 bildete die sogenannte "v{ohnbevöIkerung"

die zentrate begriffliche Grundlage für die Erfassr:ng der Einwohner der

Gemeinden und der Gebietskörperschaften bis hin zuu Staatsgebiet' Dabei

richtete sich nicht nur der Nachweis der Zählungsergebnisse ganz über-

wiegend nach der wohnbevöIkerung; auch für die spätere Fortschreibung

des Bevölkertrngsstandes zwischen den Volkszählungen einschließlich der

Feststellung der Einwohnerzahl der Gemeinden durch die antliche Statistik
als neutraler Instanz war der Viohnbevölkerungsbegriff maßgebend. Zur

wohnbevölkerung einer Gemeinde zähIte, wer dort seine ständige vlohnung

hatte. Personen mit mehreren Wohnungen wurden der Gemeinde zugerechnet'

in der sie sich riberwiegend aufhielten bzw. in der die wohnung lag, von

der aus sie zur Arbeit oder Ausbildr:ng gingen, und zwar unabhängig davon,

ob in Dlelderegister Haupt- oder Nebenwohnung eingetragen war. Die zen-

trale Bedeutung des wohnbevöIkerungsbegriffs bestand nicht nur, weil er

für den Nachweis der volkszählungsergebnisse weitgehend naBgebend war'

Er tag auch - wie erwähnt - der laufenden Feststellung der amtlichen

Einwohnerzahl durch die Bevölkerungsfortschreibung zugrunde und hatte

damit eine FüIIe von rechtsauslösenden wirkungen. vor'allem für den

kommunalen Finanzausgleich komrnt der Einwohnerzahl, da sie als Be-

messungsgrundlage für finanzielle Leistungen dient, erhebliche Bedeututg

ztt

Aus d,er WohrrbevöIkerungsdefinition geht hervor, daß dieser Beqriff von

seiner Konstruktion her darauf angelegt ist, Doppelzählungen von Personen

mit mehr aIs einer v{ohngelegenheit möglichst zu vermeid.en und, nur die

Einwohner zu erfassen, die in einer Gemeinde "normalen'reise" wohnen'

Dazu war es erford.erlich, d.aß sowohl in den Volkszählungen' als Basis

für die BevöIkerungsfortschreibung, als auch in der Fortschreibung selbst

objektivierte Kriterien (überwiegender Aufenthalt, Arbeit/Ausbildung) für

die zuordrrung zur wohnbevölkerung vorgegeben werden. Die llaupt- oder

Nebenwohnsitzeintragungen iu Melderegister btieben unberüCksichtigt' da

das arte Merderecht d.en Bürgern bei der Festlegrng ihres Wohnungsstatus

d.e facto Wahlfreiheit ließ und die su'bjektiven Entscheidungsgriurde der

Bfrrger nicht mit statistischen Kriterien in Zusamenhang stand'en'
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Somit ergab sich eine Diskrepanz zwlschen dem statistischen Wohnbevölkenrngs-

begriff und dem Hauptwohnungsverständnis des alten Melderechts' die darin
bestand, daß die Statistik Bürger den Gemeinden als Einwohner zurechnete,

die dort - rein melderechttich gesehen - nicht ihren Hauptwohnsitz hatten
und somit in bezug auf ihre Bürgerrechte und -pflichten zu einer anderen

Gemeinde gehörten. Mit anderen Worten: Es wurde bei der Ernittlung der amt-

lichen Einwohnerzahl der infrastrukturellen Belastung der Gemeinden durch

Bürger Rechnung getragen, die sich überwiegend dort aufhielten, ohne daß

sie hinsichtlich des Wahlrechts, der Ausstellung von Lohnsteuerkarten, Pässen

und anderen, mit den Hauptwohnsitz verknüpften Verwaltungsaufgaben, an die
Gemeinde gebr:nden waren. Diese Diskrepanz wird künftig aufgehoben.

2.2 D:.e bisherige Praxis der Bevölkerungsfortschreibung nach dero [iohnbevöIkerungs-

begriff

Die Statistik ermittelt die Einwohnerzahl der Gemeinden und - darauf auf-
bauend - der and.eren Gebietskörperschaften bis hin zr:rn Bundesergebnis auf

der Grund.Iage von Volkszählungen sowie der amtlichen BevöIkerungsfort-
schreibung. Das heißt, die Bevölkerungszahl wird nach einer Volkszäh1ung

(Ausgangszahl) bis zur nächsten durch das Hinzufügen von Geborenen und Zu-

gezogenen sowie das Absetzen der Gestorbenen und PorBgezogenen fortge-
schrieben.

Es liegt auf der Hand, daß die Genauigkeit der Bevölkerungsfortschreibung
nach einer Volkszählung von d.er vollständ.igen Erfassung der Geburten und

SterbefäIle (natürliche Bevölkerungsbewegung) sowie der Zu- und Fortge-
zogenen (Wanderungsbewegungen) abhängt. Die Statistik der natürlichen
BevöIkerungsbewegung, die sich auf von den Stand.esämtern ausgefüIlten
Zählkarten gründet, kann als sehr zuverlässige Quelle für die BevöIkerungs-

fortschreibung angesehen werden. Dagegen ist die Statistik der tlanderungs-

bewegungen mit gewissen Unsicherheiten behaftet, so daß sich das Problero

der Genauigkeit der BevöIkerungrsfortschreibung auf das Problem der Genauig-

keit der Wanderungsstatistik zuspitzt.

2.2.1. Das wanderungsstatistische Verfahren und' seine Maingel

Für die Ermittlung der Einwohnerzahl nach dem tlohnbevölkerungs-

begriff war von zentraler Bedeutung, d.aß die Statistik bei Personen

mj-t nehr als einer !{ohnung über Informationen darüber verfügrte,

Von welcher Vlohnung aus der Bürger zur Arbeit oder Ausbildung ging.

Dieser Tatbestand, der bei Volkszählungen regelmäßig unroittelbar
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erfragt wurde (und wird), $rar in der Regel nicht Bestandteil der An-

gaben auf den Meldeunterlagen, auf deren Auswertung die Wanderungs-

statistik basiert. Um der Statistik dennoch die Zuordnung zur !'Iohn-

bevöIkerung zu ermöglichen, hatten die zuständigen Länder-Innenressorts
die Meldebehörden in Verwaltungsrichtlinien angewiesen, bei An- r:nd

Abmeldungen, die Personen mit mehreren Wohnungen betreffen, durch Be-

fragen festzustellen, von welcher Vlohnung aus der Bürger zur Arbeit
oder Ausbildung ging. Die Gemeinde, in der diese wohnung lag, war

d,urch den Meldebeauten toE z! tllterstreichen. Die Notwendigkeit,
eine solche Regelung herbeizuführen (für Baden-}fürttemberg bereits
Lg6t, Eessen Lg67 , Nord.rhein-Westfalen L979\ , wuchs rnit der größer

Werd,end.en ZahI von Ferien- und Freizeitwohnungen, eine Entwicklung,
die die ursprüngliche Annahme zunehnend fraqlürdiger werden ließ,
ein weiterer Wohnsitz werde ohne Aufgabe des bisherigen nur deshalb

gegründet, uD von dort aus zur Arbeit oder Ausbildung zu gehen.

Dieses Verfahren der Rotstift-l,larkierung von Meldescheinen stellte
einen Behelf dar rrnd bildete eine Schwachstelle der BevöIkerungsfort-

schreibwrg nach dem Wohnbevölkerungsbegriff . Aus verschiedenen

Grtrnden kam es häufig vor, daß bei An- oder Abmeldungen die Frage

nach d.em Arbeits- bzw. Ausbildungsort nicht gestellt wurde. AIs Folge

dieses Versär:ronisses wurden in solchen Fällen letztlich mehr oder

mind.er uechanisch a]le Personen, die in einer Gemeinde eine Neben-

wohnrrng angemeld.et hatten, der dortigen Wohnbevölkerung zugeordnet.

Schwerer als dieser Mangel der Wanderungsstatistik u,ogen mit Sicherheit

Schwächen, die mit der ungenügenden Beachtung der Meldeordnung durch

die Bürger zusämmenhingen. Um dies zu erläutern, muß kurz und unter

Verzicht auf Details auf das bereits seit den fünfziger Jahren prakti-
zierte verfahren zur Ermittlung der zu- und Fortzüge eingegangen

werden.

Die Statistischen Landesärster (StÜi) erhielten nonatlich je ein Exem-

plar der bei den Meldeämtern anfallenden An- und Abroeldungen' Da die

Anqelctedisziplin beim Bezug einer Wohnung bei den Bürgern weitaus

höher entwickelt ist, als die Neigung eine V'lohnung, die aufgegeben

wird,, polizeilich abzumeld,en, wurd,en die !{anderungsvorgänge gn:nd-

sätZtich auf d.er Grundlage der Anmeldescheine erfaßt. Dies wurde
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d,urch den Umstand ermöglicht, daß auf den Melclebe1egen auch die Her-
kunftsadresse anzugeben ist. Die Statistik konnte auf diese !{eise
bei einem Umzug von einer Gemeinde A in eine Gemeinde B aufgrund des

Anroeldefornulars der Geroeinde B die auf dem Beleg aufgeführten Per-
sonen in B zurechnen und sie in A von der !{ohnbevölkerung absetzen'
ohne auf eine Abmeldung aus A angevJiesen zu sein. Bei diesem Verfahren
wurde vorausgeseEzL, daB die bei der Anmeldung angegebene Herkunfts-
adresse roit der übereinstirunte
- unter der die Person bei der letzten Volkszählung zur Wohnbevölkerung

gezählt wurde, vrenn sej.ther kein Umzug erfolgt ist oder
- unter der die Person im Rahmen der Wanderungsstatistik und Bevölkerungs-

fortschreibung zuIeLzL zux Wohnbevölkerung gerechnet wurde, wenn seit
der letzten Volkszählung ein Umzug (oder mehrere) stattgefunden hat.

Um sicherzustellen, daß dieses Verfahren auch bei Wanderungen über die
Landesgrenzen hinweg funktionierte, tauschten die Statistischen Landes-

ämter Datenträger aus, die aIle Anmeldungen im jeweiligen Bundesland

aus den zehn anderen Bund.esländern zusammenfaßten. Die Hinzufügungen

zur l'Iohnbevölkerung ergaben sich dann aus den bei Zuzügen aus anderen

Bund.esländern anfallenden Anmeldungen, die Abzüge von der WohnbevöIke-

rung wurden aufgrund der bei Fortzügen in die anderen Bundesländer

angefallenen Anmeldungen vorgenomnen, von denen das jeweilige SILA über

den Datenträgeraustausch Kenntnis erhielt.

Die geringe, d.er Genauigkeit der Wanderungsstatistik und damit der
Fortschreibung abträgliche Abmeldedisziplin konnte allerdings nicht
vollständ,ig urrterlaufen werden. Da bei der Aufgabe einer Nebenwohnung

und der Rückkehr in die Hauptwohnung eine Anroeldung nicht erforderlich
war, mußten in diesen Fällen die Abmeldebelege herangezogen werden.

Auch bei einen Fortzug über d.ie Grenzen des Bundesgebietes hinweg

war d.ie Statistik auf d.ie Auswertung von Abmeld.escheinen angewiesen.

Unterblieb clie Abmeldung bei der Aufgabe einer Nebenwohnunql, was

als häufig unterstellt werden kann, so unterblieb auch der Abzug

von d,er WqhnbevöIkerung in dieser Gemeinde rrnd. das Hinzurechnen

zur Gemeind,e d,es Hauptwohnsitzes, in d,ie d,er Einwohner zurückkehrte.
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Der gebotene Abzug von der tJohnbevöIkerung wurde auch nicht vorge-
nommen, wenn bei einem Fortzug ins Ausland keine Abmeldung erfolgte.
In diesen FäIIen (r:nd nur in diesen) - die bei dem relativ hohen

Ausländeranteil an der WohnbevöIkerung als nicht unbedeutend gewertet
werden können - wirkte sich der Fehler bis hin zum Bundesergebnis der
BevöIkerungsfortschreibung aus - mit Tendenz zu einem gegenüber der
nächsten Zähh:ng überhöhten Ergebnis.

Außenwanderungen konnten aber auch in FäIIen, in denen Abmeldungen tat-
sächlich erfolgten, Fehler auslösen. Und zwar dann, vrenn etwa ein aus-
Iändischer Arbeitnehmer in seine Heimat zurückkehrte, nach einem ge-
wissen Zeitpunkt (2.B. einem halben Jahr) wieder in die Bundesrepublik
zuwanderte, sich in einer and,eren Gemeinde als der, in der er vorher
lebte, anmeldete und auf seinem Meldeschein als Herkunftsadresse seine

letzte Wohnung in der Bundesrepublik (und nicht selne ausländische
Heimatadresse) angab. Die l{ohnbevölkerung der Pseudo-Herkunftsgemeinde

in der Bundesrepublik verringerte sich dann r:ro einen Einwohner, den sie
bereits vorher durch die Auswertung der Abmeldung ins Ausland abgegeben

hatte.

Eine gewisse Fehleranfätligkeit der BevöIkerungsfortschreibung ergab

sich schließlich auch bei der Aufgabe einer Nebenwohnung und dem Bezug

einer neuen Nebenwohnung in einer anderen Gemeinde unter Beibehaltung

der bisherigen [lauptwohnung, also iuner dann, wenn beispielsweise ein
Arbeitnehmer d.en Arbeitsplatz und -ort gehrechselt hatte' die llaupt-
wohnung am Ort seiner Familie oder seiner persönlichen Beziehungen

aher nach wie vor beibehielt. Iu Zweifel unterblieb in solchen FäIlen
die Abneldung der Nebenwohnung. Bei d.er Anmeldung wurde dann häufig
als gerkunftsgemeind.e der unveränd.ert gebliebene Hauptwohnsitz angegeben,

so daß elne gebotene Abbuchung (bei der alten Nebenwohnungsgemeinde)

unterblieb r:nd eine nicht gebotene, weil zum zweiten Male für d.ieselbe

Person erfolgende bei der HaUptwohnungsgem,einde vprgenommen wurde.

2.3 Die Differenzen zwischen Land,esstatistik und gerneindlichen Bevölkerungs-

feststellqngen

Im Zusanmenhang mit d.er Feststellrrng d,er Einwohnerzahl durch die amt-

Iiche Statistik war es häuftg zu Kontroversen roit den Gemeinden gekommen.

Dies muB vor dem Hintergrund gesehen werden, daß die Einwohnerzahl
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- wie enrähnt - eine Fülle von rechtsauslösenden Wirkungen hat und u.a.
als Beroessungsgrundlage für finanzielle Leistungen im Ratrmen des Gemeinde-

finanzausgleichs dient. Es geschah relativ häufig, daß Gemeinden sich
finanziell benachteiligt fühlten und beim StLA auf Korrektur der amt-

tich festgestellten Einwohnerzahl drängten, da sie aufgrund eigener
Auswertungen ihrer Register zu einer höheren Zahl gelangten. Berichti-
gungen konnten nicht anhand suxnmarischer Angaben, sondern nur durch
Einzelfallprüfungen vorgenommen werden. Für die bisweilen nicht uner-
heblichen Abweichungen zwischen den Ergebnissen der Registerauszählungen
in den Gemeinden auf der einen und der Fortschreibung durch die Landes-
statistik auf der anderen Seite gab es eine Reihe von Gründen:

- Die Auszählungen der Geroeinden richteten sich nicht nit der gleichen
Exaktheit nach den Kriterien des statistischen l'IohnbevöIkerunEsbe-

griffs wie bei der Feststellung der Einwohnerzahl durch die StIJi.
Nach den Gemeindeordnungen vrar Einwohner einer Gemeinde, wer in der
Gemeinde wohnte (2.B. § 13 der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz).
Diese Definition entsprach den Grundsätzen des alten Melderechts und

hatte zur Folge, daß in der Gemeindestatistik Personen mit mehreren

!{ohnungen auch in den Einwohnerzahlen mehrerer Gemeinden enthalten
waren. Der Feststellung der Wohnbevölkerung lag dagegen das Prinzip
zugrunde, jede Person nur einoal zu zählen.

- Zahlreiche Gemeinden haben von der im Volkszählungsgesetz 1970 ein-
gerär:mten Möglichkeit, ihre Register mit den Daten der Volkszählung
abzugleichen und auf (damals) neuesten Stand zu bringen, keinen Ge-

brauch gemacht. Die Auszählungen der Gemeinden bzw. ihrer Rechenzentren

basierten dann auf veralteten Einwohnerdateien, so daß den Fortschrei-
bungen von Landes-/Bunde sstatistik und Gemeindestatistik abweichende

Ausgangszahlen zugrrrnd,e lagen.

- Die amtliche Statistik war d.urch den Rückgriff auf die Anmeldung als
Grundlage der Fortschreibung weitgehend in der Lage, die nur näßig

entwickelte Abneldedisziplin der Bürger für die Feststellung der

Einwohnerzahl zu unterlaufen. Die Gemeinden hatten diese Möglichkeit
nicht und waren für ihre Auszählungen auf Abrneld.ungen und Rückmel-

dungen anderer Meldebehörden angewiesen. Diese Schwachstelle wirkte
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3

sich in einer tendenziellen tlberhöhung aus, da durch die recht zahl-
reichen FäIIe, in denen eine Abmeldung durch den Bürger nicht er-
folgte und das nur lückenhaft praktizierte Rückmeldeverfahren keine
"Abmeldung von Amts weg,en" auslöste, Personen in den Einwohnerzahlen
enthalten waren, die nicht mehr in der Gemeinde wohnten.

Die "Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung - Konsequenzen der Anwendung

des neuen Bevölkerungsbegriffs

3.1 Die Feststellung der Einwohnerzahl

Überlegungen zu den Folgen, die sich aus den veränderten begriff-
Iichen Bedingungen im Bereich der Bevölkerungsstat.istik ergeben,
können an den Gemeinden nicht vorbeigehen. Für dj-e Gemeinden steht
- als Betroffene - im Vordergrtrnd, wie hoch ihre rechtlich und
finanziell so bedeutsa-me Einwohnerzahl sein wird, vrenn sie künftig
durch die arntliche Statistik nicht mehr nach dero !{ohnbevölkerungs-
begriff, sondern nach dem Begriff der "Bevölkerung aro Ort der
Hauptwohnung" ermittelt wird. Anclere Gesichtspunkte, wie beispiels-
weise die begriffliche Anpaasung der Statistik an das Melderecht
und die damit gegebene grundsätzliche ijbereinstimruung mit eigenen
Auswertungen der Gemeind,en (wofür die.Rückmeldung nach § 17 MRRG

die entscheidende Voraussetzung ist), haben für die Koumunen zu-
qächst nur sekr:ndäre Bedeutung. Die Geneinden bewegt in erster
Linie, ob sich durch die Anwendung des neuen Bevölkerungsbegriffs
in der amtlichen Statistik eine in etwa unveränderte, eine höhere
oder eine niedrigere Einwohnerzahl ergeben wird. und ob d.ie ld.en-
tität von statistischer und melderechtlicher HauptwohnungsbevöI-
kerung Strukturverschiebungen 5.n der Einwohnerschaft zur Folge
haben kann.

3.1.1 Konsequenzen für die Gemej-nd.en

Nach dem Begriff der Bevölkerung am Ort d,er Hauptwohnung ergibt
sich eine gegenäber der WohnbevöIkerung veränderte Zuordnung
bei jenen Verheirateten, die aufgrund wirtschaftlicher und

persönlicher Verhältnisse nicht ständig zusammenleben, daher mehr

als eine Wohnung haben, deren eheliche oder familiäre Beziehungen
aber in einem weiteren Sinne als intakt bezeichnet werden können.
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Bei diesen "Verheirateten, nicht dauernd getrennt Lebenden"

handelt es sich beispielsweise un Fern-(Wochen-, Monats-)Pendler
oder um verheiratete Arbeitnehmer auf mehrwöchigen oder -monati-
gen Montagearbeiten. I,lie bereits dargestellt, wurde ein Wochen-

endpendler nach der Definition der WohnbevöIkerung der Gemeinde

zugerechnet, in der er arbeitet, da er von der Wohnung in
dieser Gemeinde aus zur Arbeit geht. Der "neue" Bevölkerungs-
begriff ord.net nun einen solchen räumlich nicht ständig mit
seinem Partner zusammenlebendenrindes aber auch nicht dauernd

getrennt lebenden Verheirateten auch statistisch der Gemeinde

zt) t in der sich die Wohnung der Familie befindet. Das heißt am

Beispiel des verheirateten Fernpendlers, daß er statistisch
nicht mehr zu den Einwohnern der Gemeinde zählt, in der er
während. der Arbeitswoche wohnt und seiner Erwerbstätigkeit nach-
geht, sondern der Gemeinde zugerechnet wird, in der seine ehe-
lichen und familiären Beziehungen liegenl). ou= heißt, viele
kleine "Entsende"-Gemeinden von (verheirateten) Fernpendlern
können künftig mit einer gegenüber dem VJohnbevölkerungsbegriff
angehobenen Einwohnerzahl rechnen.

Die Eindeutigkeit der für die Verheirateten geltenden Zuordnungs-

kriterien wird in der melderechtlichen Definition für die Per-

sonengruppe der Unverheirateten, in der auch die "verheiratet,
dauernd getrennt Lebenden" eingeschlossen sind, nicht vollständig
durchgehalten. Der entscheidende Passus in der Legaldefinition
iles § 12 MRRG weist einem unverheirateten Bürger mit mehr als
einer Wohnung die Hauptwohnung in jener Gemeind.e zu, in der
seine von ihm vorwiegend benutzte Wohnr:ng liegt. "Auf eine
Zweitwohnung bezogen liegt eine vorwiegende Benutzung dann vor,
wenn mehr als die Hälfte der Zeit eines Jahres dort verbracht
wird." (Konmentar zum MRRG). Zwar ist darnit ein durchaus als
objektiv zu wertendes Kriterium für die Hauptwohnungszuordnung

vorgegeben, doch- ist der überwieEende Aufenthalt von den Melde-

behörden nur mit Schwierigkeiten und von der Statistik - etwa

im Rahnen der Volkszählung 1983 - überhaupt nicht nachprüfbar,
zuroal "in ZweifelsfäIlen die vorwiegend benutzte Wohnung dort
(ist), wo der Schwerpunkt der Lebensbeziehung des Einwohners

liegt". (Letzter satz § 12 (2) MRRG) .

I) 01e veränderte Zuordnung der Verheirateten ist nur statistischer Natur. Der
rein melderechtliche Status der Hauptwohnung in der Heimats- und der Nebenwoh-

nung ln der Arbeits-/Ausbildungsgemeinde, der ganz Überwiegend auch schon nach

neuem l"tslderecht bestandr (weil vsn Einwohner so gewählt)' bleibt unverändert'
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Die vom Gesetz hinterlassene "Restsubjektivität" bzw. die geringen

Nachprüfungsmöglichkeiten' der Kriterien für die Hauptwohnungs-

feststeltung bei den Unverheirateten lassen insbesondere die
Universitätsgeme inden befürchten, gegenü:ber dem ttohnbevölkerungs-

konzept an Einwohnern zu verlieren und damit finanzielte Einbußen

hinnehmen zu müssen. Dies ;1uß vor dem Hintergrund gesehen werden,

daß einerseits mit bestiutrten Hauptwohnungsorten bestimYnte Vorteile
verbunden sind (2.B. günstigere Kfz-Versicherungsklasse) und

andererseits - worauf noch näher eingegangen wird - gerade stu-
denten die Möglichkeit haben, glaubhaft zu machen, daß der über-
wiegende Aufenthalt nicht in den Studienort fätlt und jedenfalls
der Schwerpunkt der Lebensbeziehungen a;n Wohnort der Eltern liegt.
Die Befürchtungen der Universitätsstäd.te, einen Teil ihrer Ein-
wohnerschaft statistisch zu verlieren, hat zu einer Inj-tiative
geführt (Deutscher städtetag, Landtag Nordrhein-westfalen), nach

der sich die Feststellung der amtlichen Einwohnerzahl auch künftig
nach dem Begriff der Wohnbevölkerung richten so1le. Dieses Postulat
ist zu überprüfen.

3.L.2 Zur Forderung nach der Abkehr vom melderechtlichen Hauptwohnungs-

konzept

Eine überprüfung der Eignung des HauptwohnungskonzePts zur Fest-
stelh:ng der Einwohnerzahl hat zunächst davon auszugehen, daß

die zuordnung für die überwiegende Mehrheit der "BevöIkerung am

Ort der Hauptwohnung" eindeutig ist: Der i'Normalfall" - der Ein-
wohner mit einer !,Iohnung - ist ohnehin problemfrei und für die
Verheirateten unter den Einwohnern mit, mehr als einer Wohnung

sind zweifelsfreie Kriterien vorgegeben. Die vom Gesetz hinter-
lassene Restsubjektivität bezieht sich also, wie bereits ausge-

führt, auf die qnverheirateten Einwohner mit mehr als einer t'Ioh-

nung, ein Personenkreis, der bei d,er volkszählung t97O' auf das

Bundesgebiet bezogen, knapp tr2 Millionen Bürger umfaßte' Für

weitere tlberlegungen ist es sinnvotl, die unverheirateLen Ein-

wohner in Erwerbspersonen, SchüIer/Stud.enten und "Sonstige
Pergonen" (Kinder, Rentner, erwachsene Nichterwerbspersonen) zu

untergliedern.

- 11 -
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Für unverheiratete Erwerbspersonen, insbesondere wenn sie er-
werbstätig sind, dürfte es bei der Existenz von mehr als einer
Wohnung zwar nicht grundsätzlich ausgeschlossen, andererseits

aber doch mit groBen schwierigkeiten verbunden sein, glaubhaft

zu machen, daB sie nicht überwiegend die t{ohnung in der Gemeinde

benutzen, in der sie ihrer Erwerbstätigkeit nachgehen. Die llaupt-
wohnungsdefinition des MRRG ist hier quasi-objektiv. Hinzu koront,

daß einerseits die Bindungen an die wohnung in der anderen Gemeinde

meist nicht so stark ausgeprügt sind, wie bei verheirateten Er-

werbstätigen und daß andererseits diese wohnung auch weitaus

seltener benutzt wird als es bei vielen Studierenden der FaIl
seinmag,einfach weil Erwerbstätige zeitlich nicht die gleiche

Gelegenheit dazu haben. Die Bereitschaft, die wohnung in der

Gemeinde der Erwerbstätigkeit als Hauptwohnung zu akzeptieren,
dürfte daher in aller Regel gegeben sein. Insgesamt können die
unverheirateten Erwerbstätigen mit mehr als einer vJohnung für
d.ie Feststellung der Einwohnerzahl nach dem Hauptwohnungsbegriff

nicht als problematisch angesehen werden.

Das Gleiche trifft auf den gegenüber Erwerbstätigen und SchüIern/

studenten als "sonstige" abgegrenzten Personenkreis zu, für den

Zweitwohnungen nur in seltenen FäIlen (Unverheiratete) und wenn

überhaupt, dann meist a1s Freizeitwohnung in Frage kornmen.

Das Problem, die HauptwohnungsbevöIkerung über die vorwiegend

benutzte wohnung zu ermitteln, spitzt sich somit auf die in der

Ausbildung stehenden und hier insbesondere die Studenten zu, da für
schüIer (von Internatsschülern abgesehen) ganz überwiegend von

der Benutzqng nur einer wohnung, meist der Elternwohnung, ausge-

gangen vlerden kann. Im llintersemester t98l/82 waren an den Hoch-

schulen der Bundesrepublik (einschl . Berlin-l'lest) rd. eine
1)

Million Studenten deutscher Staatsangehörigkeit eingeschrieben' .

Nach Ergebnissen des Mikrozensus haben rd.. 26 * der unverheira-

teten studenten mehr als eine wohnung, wobei fast ausschließIich
davon ausgegangen werden kann, daß es sich jeweils um eine l'Ioh-

nung in der universitätsstadt und eine and,ere am wohnort der

Eltern handelt. Damit r^rären die FäIle bei denen potentielle

1) Bei ausländischen Studenten dürften sich keine Zuord.nungs-
probleme stellen, da sie meist nur eine wohnung (unterkunft)
haben' 

- Lz -



12-

Zuordnungsschwierigkeiten zur Gemeinde der Hauptwohnung auftreten,
für die Bundesrepublik insgesamt (bei starken regionalen Unter-
schieden) uit rd. 250 OOO zu beziffern. Innerhalb dieses Potentials
muß es, nach "Geist und Buchstaben" der gesetzlichen Definition
als der Nomalfall angesehen werden, daß StudenLen i.hre l{ohnung

am Studienort überwiegend benutzen, dort den Schwerpunkt ihrer
Lebensbeziehungen haben und daher zur llauptwohnungsbevölkerung
der Universitätsgeroeinde zählen.

Diese Sicht bestätigt der Komentar zun MRRG (Medert, Süßmuth,

Schweinoch, WeigerE):

"So dürfte z.B. ein unverheirateter Student, der neben seiner
Wohnung am Hochschulort noch ein Zimner in der elterlichen
Wohnung unterhäIt, das er an tlochenenden und in den Semester-

ferien benutzt, in der Regel seine t{auptwohnung a.u Hochschulort
haben. Denn nach heutigen Studienbedingungen kann davon ausge-
gangen werden, daß ein Student stärkere Bindungen an den tlochschul-
ort als an den blohnort der E1tern haL, an den er nach Abschluß

des Studiums meist auch nicht mehr zurückkehrt. Infolge der
Studienplatzzuweisung ist der früher übliche Wechsel der Hoch-

schule während des Studiums überdies seltener geworden." Wenn

nun ein Student darauf besteht und. wahrheitsgenäß glaubhaft
machen kann, sich nicht vorwiegend am Hochschulort, sondern art

t{ohnort seiner Eltern aufzuhalten, so muß dies von der Meldebehörde

und damit auch der Statistik akzeptiert werden. Die Hauptwohnung

dieses Einwohners ist dann - vöIlig in Übereinstinmung mit dem

Gesetz - arn !.Iohnort der Eltern.

Da sich mit d,er Festlegrung der Gemeinde der Hauptwohnung bestimmte
Interessen verbinden, kann nicht ausgeschlossen werden, daß bei
den Erklänrngen gegentiber der Meld.ebehörde entsprechende Angaben

gemacht werden. In diesen Fällen - und nur in diesen - wäre die
statistische Zuordnung zur "Bevölkerung aE Ort der Hauptwohnung"

falsch. Das heißt, die Problematik der vom Gesetz hinterlassenen
"Restsubjektivität" bei der Bestimnung der llauptwohnung, die
häufig auf alle unverheirateten Einwohner mit mehr als einer Tüohnung

- 13 -
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bezogen wird, reduziert sich bei genauer Betrachtr.rng im wesent-
lichen auf Studenten, die von ihren sr:bjektiven Interessen ge-
prägte Angaben über ihren vorwiegenden Aufenthalt machen.

Dabei darf die Intensität dieser Interessen, die zu entsprechend.en
Angaben notiviert, nicht überwertet werden. So ist es beispielsweise
nicht ausgemacht, daß ein Student in seiner Universitätsgemeinde
eine ungünstigere Kfz-Versicherungsklasse antrifft als an seinem
Elternwohnort. Ist er aber schon motorisiert, so entfäIlt ein
anderes Motiv, auf Hauptwohnung in der "Heimatgeneinde" zu be-
stehen: die verbilligte Bahn-Rückfahrkartel) . Arr.h die Ausstellung
der Lohnsteuerkarte durch d.ie Hochschulgemeinde kann nicht mit
größeren Nachteilen verbunden sein.

Unter den Bedingungen der vom Gesetz zurückgelassenen Restsubjek-
tivität dürfte es sich als günstiger Umstand herausstellen, daß

die Statistik im Rahnen der BevöIkerungsfortschreibung den Woh-

nungsstatus so akzeptiert, wie er vom Meldewesen ermittelt und
festgestellt wird. Die Zuordnungen des l,le1d.ewesens gründ.en sich
auf einen direkten Dialog mit dem Bürger und müssen durch korres-
pondierende Einstufungen in einer zweiten Gemeinde bestätigt
werden. Eür die Bevölkenrngsfortschreibung sind d.aher insgesant
gravierende Abweichungen von der "statistischen Wahrheit" nicht zu
erwarten.

Das Petituro für die Rückkehr zum l'lohnbevölkerungsbegriff würde die
Vereinheitlichung des statistischen und melderechtlichen Bevölke-
rungsbegriifs aufheben und die nicht nur durch unterschiedliche
Verfahren gegebene, sondern bereits in den begrifflichen Grundsätzen
bestehende Diskrepanz zwischen den Registerauszählungen der Ge-

meinden und der Landesstatistik wieder aufleben lassen. Dabei wurde

1) Die verbilligte Familienheimfahrt wird immer als llauptargument
dafür vorgebracht, daß die Studenten auf Hauptwohnung arn Eltern-
wohnort bestehen werden, Studenten unter 27 Jahren, d,ie über-
wiegende Mehrheit also, nehraen aber d.ie taLsächlich an die
Hauptwohnung geknüpfte Faqilienheimfahrt gar nicht in Anspruch,
sond,ern reisen mit den nicht an !{ohnsitze gebundenen "Junior-Paß"
auf den 50 t Fahrpreiseruäßigung gewährt werd.en (gegentiber 15 I
bei Fanilienheimfahrten) .
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es - nicht nur von der amtlichen statistik - als ein Fortschritt
angesehen, daß das neue l.lelderecht der arntlichen Statistik und den

l,telderegistern zu einer gemeinsamen Basis verhalf. Denn die genein-

same begriffliche Grundlage schafft die Voraussetzung für eine

sehr wünschenswerte, allerdings erst mittet- bis langfristig denk-

bare EnEwicklung, die auf eine (theoretisch) völlige tlberein-
stimnung d.er Einwohnernachweise der amtlichen Statistik uit den

Melderegistern hinaustäuft. Notwendige Bedingung hierfür ist - die
Durchführung des Registerabgleichs auf der Grundlage der Volks-
zählung 1983 einmal ausgeklanmert (s.u.) - die genaue Anwendung

des auch im neuen Melderecht vorgesehenen Rückmeldeverfahrens.

Selbst wenn diese Perspektive, weil zu weit in die Zukunft ge-

richtet, unberücksichtigt bleibt, ist der Vorteil nicht zu über-
sehen, daB nit der melderechtlichen und statistischen Begriffs-
vereinheitlichung eine der Ursachen für das Auseinanderlaufen
von Gemeinde und Landes-/Bundesstatistik beseitigt ist. Den Ge-

meinden dürfte es daher künftig leichter fallen, sich mit den

StlÄ über die amtliche Einwohnerzahl ins Benehmen zu setzen-

Der Forderungr den Wohnbevölkerungsbegriff als Grundlage für die
Bevötkerungsfortschreibung beizubehalten, komt spät und trifft
die antliche Statistik in einer Phase, da die Umstellung auf den

neuen Bevölkertrngsbegriff hinsichtlich rechtlicher Grundlagen und

technischer Vorbereitungen vollzogen ist.

Das Volkszählungsgesetz vom 25. März 1982 verpflichtet die amtliche
Statistik in § 2 die Nutzung der Wohnung durch die Bürger als
alleinige wohnung, Haupt- oder Nebenwohnung nach der Definition
des § 12 Abs. 2 des MRRG zu erfassen. Da die volkszähh:ng als
Ausgangsbasis für die Fortschreibung des Bevölkerqngsstandes dient,
muß aus den Auftrag d.es volkszählrrngsgesetzes der schluß gezogen

werden, daß auch d.er Statistik d,er natürlichen Bevölkerungsbewegung

und. der Wanderungsbewegungen der neue Bevölkerungsbegriff zugn:nde

zu liegen hat. Den wird auch im Entwurf für die Novellierwrg des

Bevölkerungsstatistischen Gesetzes Rechnung getragen, der den

Ilauptwohnungsbegriff des neuen Melderechts nicht nur fibernirunt,
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sondern für den es geradezu die wesentliche Novellierungsursache
darstellt, die Anpassung des statistischen Bevölkerungsbegriffs
an die melderechtliche Definition auch in dieser statistischen
Rechtsgrundlage festzuschreiben.

Auch aus verfahrenstechnischen Gründen erscheint die Wiedereinführung
des WohnbevöIkerungsbegriffs nicht mehr praktikabel. Die Meldebe-

hörden werden künftig auf der Grundlage ihrer neugefaßten Landesmel-
degesetze die Anneldungen (r:nd Abmeldungen) von Haupt- und Neben-

wohnungen sowie die Wechsel im Wohnungsstatus an die antliche Sta-
tistik weitergeben. Dies wird, soweit die neuen Landesmeldesetze
schon in Kraft sind, bereits derzeit praktiziert (Hanburg, Hessen,
Nordrhein-Westfalen) . Der "alte" WohnbevöIkerungsbegriff läßt sich
aus den der Statistik zugehenden Unterlagen nicht mehr herstellen.
Es wäre vö11i9 verfehlt zu erwarten, die Länderinnenminister würden

ihren Meldebehörden über d.ie Durchführungsvorschriften den erst
abgeschafften zusätzlichen Erfassungsaufwand erneut zumuten und

sie anweisen, neben der Festlegung der Haupt-,/Nebenwoturung gegenüber

und mit dem Bürger auch noch d.urch entsprechende Fragen die Zuge-

hörigkeit zur }lohnbevölkerung zu ermitteln. In den Ländern, in
denen bereits nach den neuen Meldegesetzen verfahren wird,, hätte
zudem die Ernittlung der Zugehörigkeit zur llohnbevölkerung - un eine
korrekte Fortschreibung zu ge$rährleisten - rückwirkend bis zum Termin
des Inkrafttretens zu erfoLqen. Undenkbar ist auch, daß d,as auto-
patisierte Einwohner$resen, aufgrund seiner Programmabläufe und der zur
Verfügung stehenden Daten, in der Lage sein wird, andere Informationen
zu liefern, als sie der in Kooperation mit der Statistik verabschiedete
und auf dem neuen Eauptwohnungsbegriff fußende "Datensatz für die
Vlanderungsstatistik" enthäIt (s. dazu der folgende Abschnitt).

3.2 Zu erwartende Verfahrensänd.erungen

Es liegt nahe, daß linderungen der begrifflichen Basis in der BevöI-
kerungsstatistik auch Modifikationen der seit langem praktizierten
Verfahrensweisen auslösen. Die nuruuehr bestehende Kongruenz d.es

statistischen und. melderechtlichen Bevölkerungsbegrif f s schaf ft
erstmals die Möglichkeit, den bereits automatisierten Bereich des
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Einwohnen*esens in statistische Verfahren zu integrieren. Dem stand
bisher entgegen, daß die automatische Verarbeitung von An- und Ab-

meldedatensfüzen in komunalen Gebietsrechenzentren (Datenzentralen)

oder dem automatisierten Meldewesen von GroBstädten melderechtlichen
Prinzipien folgte und allein auf die gemeindlichen Verwaltungsauf-
gaben zugeschnitten war. Die zusätzlichen Fragen und l,larkierungen
(Rotstift), die die Einwohnerbehörden auf den Meldescheinen vor
Ileiterleitung an die Statistischen Landesämter anbrachten, um der
amtlichen Statistik die Zuordnung zur Wohnbevölkerung zu ermög-

lichen, gingen nicht in die konrnunale Datenverarbeitung ein. Der

zusätzliche Erfassr:ngsaufwand bei der Meldebehörde war erforderlich,
da die StIÄ unct die Kormunalstatistik, aufgrund der unterschiedlichen
Ausgangsbegriffe, von den Meldestellen nicht durch ein einheitliches
Verfahren und identische Unterlagen bedient werden konnten.

Aufgrund der veränderten Bedingungen wird es künftig nicht nur über-
ftüssig sein, zusätzliche Fragen und Markierungen für die spezi-
fischen Belange der antlichen Statistik anzubringen. Es wäre sogar
bei allen in ein autoroatisiertes Einwohnervresen integrierten Gemeinden

im Grundsatz uöglich, auf die Übersendung von Meldescheinen zu ver-
zichten und bei Zu- und Abgängen von der zuständigen Datenverarbei-
tungszentrale Datensätze erzeu§ren zu lassen, dJ-e, in einer monat-
lichen Datei gesaromelt, den StIJi maschinengerecht zugeleitet würden.

Um diese sich bietenden Vorteile nut,zen zu können, hat die amtliche
Statistik in Zusamenarbeit mit dem "Arbeitskreis der Entwicklungs-
gemeinschaft Einwohnerwesen", vertreten durch die Datenzentrale
Baden-Württetrberg, einen "Datensatz für die Wanderungsstatistik"
entworfen, der die Grundlage für eine auf den im Meldewesen maschinell
gespeicherten Daten fußend.e Wand.erungsstatistik legen soll. Die An-

wendung des Datensatzes und des auf ihm beruhenden Verfahrens der
Datenübermittlung setzt das Inkrafttreten aller Landesmeldegesetze

und des novellierten bevöIkerungsstatistischen Gesetzes voraus, die
den neuen Hauptwohnungsbegriff für d.ie Meldepraxis und die Statistik
einheitlich fundieren. Da d,er Datensatz einen Auszug der für die
Wanderr:ngsstatistik relevanten Angaben aus dem "Datensatz für das

Meldewesen" darstellt, ist auch die Verabschiedung des Meld,edaten-
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satzes Bedingung für die Anwendung des veränCerten Verfahrens. Der

"Datensatz fi.r das Meldewesenl, der die für die führung der Melde-

register zu erhebenden Angaben zusalmengestellt und zr:mindest für
die Datenribernittlung buldesweit verbindlich sein solI, wurde vom

Unterausschuß "EDV im Einwohnerwesenil des Arbeitskreises II der

ständigen Konferenz der Innenminister der Länder erarbeitet und

steht unmittelbar vor der fortellen Verabschiedung.

Trolz der Integration des automatisierten Einwohnerwesens in das

wand,erungsstatistische Verfahren behalten wichtige Elemente der
,,traditionellen", ffu den wohnbevöIkerungsbegriff entwickelten
technischen Abläufe ihre GüItigkeit. so bleibt die tlbersendung

von Meldescheinen an die StIJi weiterhin möglich. Allerdings müssen

sich die Gemeinden auf ein einheitliches Verfahren (Meldescheine

oder Überaittlung durch Rechenzentnrm) festlegen. [Iischformen

der Datenbereitstellung sind unzulässig. Auch die Konvention, daß

den StIJi grundsätzlich aIle Meldevorgänge übernittelt werden und

die antliche Statistik darrlber entscheidet, welche Datensätze
(Meld.escheine) für die Wanderungsstatistik übernommen werden, bleibt
bestehen. schließIich wird bei Meldevorgängen, die Gemeinden in
zwei Bundesländern betreffen, an dem Austausch der Datenträger

festgehalten. Die Einftihrung anderer, den Bandaustausch ersetzender

Verfahren, die dann mögtichet*reise zu einer schnelleren Ergebnis-

bereitstellung führen, sollte erst geprüft werden, $renn das lücken-
lose Funktionieren der zwischengemeindlichen Rückneldungen durch

Beobachtung über einen längeren Zeitraun hinweg, sichergestellt
ist. zwar darf d.urch die bindend vorgeschriebene verpflichtung
zur 'rDatenübemittlung zwischen Meldebehörden" (§ 17 MRRG) eine

Verbesserung gegenüber der Rückmeld.epraxis nach 'raltem" Recht er-
wartet werden. Bevor jedoch die zwischengemeindlichen Rückmeldungen

nicht im Einwohnereresen von Programabläufen automatisch erzeugt

und damit von menschlichen Unzulänglichkeiten unabhängig werden,

kann sich das Rückmeldeverfahren nicht auf einem NiVeau befinden,

das den Datenträgeraustausch zwischen d.en SttA überflüssig macht

und es der statistik gestattet, sich vollstandig auf d,ie in den

Datenzentralen registrierten Ab- und Zugänqe ztJ stützen'
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Die Bevölkerungsfortschreibr:ng wird auch künftig - ausgehend vom

Volkszählungsergebnis 1983 - auf der Saldierung von Zu- und Ab-

gängen (an Einwohnern in Hauptwohnungen) beruhen, die sich aus Ge-

burten und SterbefäIlen sowie Wanderungsbewegungen ergeben haben.

llas die natürliche BevöIkerungsbewegnrng angeht, so können auch in
Zukunft Ergebnisse mit zuverlässigem Genauigkeitsniveau erwartet .

werden. tlberlegungen zur Qualität der BevöIkerungsfortschreibung
können sich daher, wie bereits bei der Darstellung der Fortschreibung
nach dem Wohnbevölkerungsbegriff, auf die Wanderungsbewegungen

beschränken.

Die BevölkerungsfortschreibunqJ, soweit sie auf der Wanden:rrgsstatistik
basiert, hat künftig zu berücksichtigen, daß Zu- und Abgänge von

Hauptwohnungen nicht mehr allein durch Zu- und Fortzüge, also "echte"
Wanderungsbewegungen, ausgelöst werden. Ein Zugang (Abgang) von

Einwohnern mit Hauptwohnung kann sich auch ohne "physischen" Bezvg

oder Aufgabe einer Viohnung ergeben und zwar durch die Veränderung

des Status der in der Gemeinde benutzten Wohnung. so ist die Ein-
wohnerzahl einer Gemeinde um 1 zu erhöhen, wenn die Wohnung eines
Einwohners von einer Nebenwohnung zu einer Hauptwohnung wird. Solche

Statuswechsel kommen zustande durch

- linderungen des Familienstandes (Eheschließungen; -scheidungen,
einschl. dauerhafte Trennr:ng von Verheirateteni Sterbefälle)

- Geänderte Lebensverhältnisse (Verlagerung iles Lebensschwerpunktes

in eine andere Gemeinde)

Ursache (eines Statuswechsels) und tflirkr:n9 (auf die Fortschreibung)
seien an einep Beispiel verdeutlicht: Ein lediger Erwerbstätiger ist
(in ubereinstitrmung mit d,em neuen Melderecht) nit Hauptwohnung in der
Gemeinde A registriert, in der er seiner Erwerbstätigkeit nachgeh'u.

Er unterhäIt eine Wohnung im Hause seiner Eltern in der Gemeinde B,

die den Status einer Nebenwohnung hat,. Er heiratet nun seine Ver-
Iobte, d.ie wie er selbst aus B stamt. Das Paar bezieht die t{ohnung

im Elternhaus des Ehemannes als gemeinsane Wohnung. Der Ehemann geht
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weiterhin seiner Erwerbstätigkeit in A nach. Da die "Haupt-
wohnung eines verheirateten Einwohners, der nicht dauernd

von seiner Familie getrennt lebt, die vorwiegend benutzte
wohnung der Familie (isO " (§ 12 MRGG) verändert sich der
Status der !{ohnung in A durch die Eheschließung von elner
Haupt- zu einer Nebenwohnung, während die (eheroalige) Neben-

wohnung in B zu einer Hauptwohnung wird. Der amtlichen Sta-
tistik ist der Statuswechsel zu übermitteln; für die Fort-
schreibung ist die amtliche Einwohnerzahl in A um 1 zu ver-
ringern, in B um 1 zu erhöh.tt).

Dleses Beispiel eines fortschreibrurgswirksaroen Falles, der
innerhalb des wanderungsstatistischen Verfahrens auftrat,
ohne daß eine physische Umzugsbewegung stattgefunden hat,
zeigt, daß künftig in Fortschreibung und Wanderungsstatistik
nicht nur wie bisher die Zu- und Fortzüge, sondern auch die
Statuswechsel zu berücksichtigen sind.

3. 3 Qualitative Verbesserungen der Wanderungsstatistik

Durch den Übergang auf den neuen Bevölkerungsbegriff und die
Möglichkeit der Datenbereitstellung über das automatisierte
Einwohnerwesen werden bestimmte Fehler, die sich aus dem

Verfahren nach dem ütohnbevöIkerungsbeqriff ergaben (v91.

Abschnitt 2.2.1), nicht mehr auftreten.

- Der zusätzliche Erfassungsaufwand bei den Meldebehörden,

der der Statistik die Zuordnung zur Wohnbevölkerung er-
möglichen sollte und der - da nicht meldespezifisch -
vrahrscheinlich ni.cht inmer geleistet wurde, ist in Zukunft
nicht mehr zu erbringen. Fehlzuordnungen aufgrund unge-
stellter Zusatzfragen und nicht angebrachter Markierungen
werd.en nicht mehr erfolgen.

- Fehler, die sich aufgrund r:nterbliebener Abrneldungen bei
der Aufgabe einer Nebenwohnung und der Rückkehr in die

1) An dieser Fortschreibungskonseguenz hätte sich auch nichts
Eeändert, wenn das Paar in B eine andere gemeinsame lVohnung
aIs die im Elternhaus d.es Ehemannes bezogen hätte.
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tsauptwohnung ergeben, sind für die Beurteilung der Genauigkeit

der Fortschreibung nicht mehr zu berücksichtigen. Diese, auf

den Wohnbevölkerungsbegriff zutreffende Schwachstelle, ist
für das Verfahren nach dem Hauptwohnungskonzept nicht mehr

wirksan. Handelt es sich trm eine Nebenwohnung nach neuem Me1de-

recht, so ist die Bewegung fortschreibungsneutral, da eine
Wohnung in einer Gemeinde aufgegeben wird, zu der der Bürger

statistisch ohnehin nicht zählte und die Rückkehr in eine
Wohnung in einer Gemeinde erfolgt, zu der der Bürger statistisch
bereits rechnet. Handelt es sich bei der aufgegebenen Wohnung

dagegen tun eine Hauptwohnung nach neuern Melderecht, so wechselt
der Status der anderen Wohnung von einer Nebenwohnung zu einer
atleinigen Wohnung. Ein Statuswechsel ist nach neuem Recht

bei den l"leldebehörden anzugeben und entspricht in diesem Falle
einer Anmeldung. Da es sich nunnehr r:m eine alleinige Vtohnung

handelt und der Bürger hinsichtlich Steuerkarte, Wahlrecht,
Paßausstellung usw. auf Verwaltungsleistungen der Gemeinde

seiner alleinigen !'Iohnung angewiesen ist, kann mit Sicherheit
davon ausgegangen werden, daß der Statuswechsel bei der
Meldebehörde vollzogen und an die Statistik weitergeleitet
wird. uber den Datenträgeraustausch zwischen den StIJi ist somit
eine korrekte Fortschreibung, auch in der Gemeinde der ehe-

maligen llauptwohnung, gewährleistet.

- Auch der im Zusarunenhang mit der Darstellung des l{ohnbevö]ke-

rungsbegriffs aufgeführLe Fehler, der bei der Aufgabe einer
Nebenwohnung und dem Bezug einer neuen Nebenwohnung (unter

Beibehaltung der Hauptwohnung) auftrat, wird sich nicht mehr

auswirken. Handelt es sich bei der aufgegebenen und der neu

bezogenen wohnung um Nebenwohnungen iu sinne des neuen Melde-

rechts, so hat eine fortschreibungsneutrale Behlegung stattge-
funden. Sind es dagegen nach den Kriterien des MRRG Haupt-

wohnungen, d.ie von dem Umzug betroffen sind., so besitzt die
dritte beibehaltene Wohnr:ng Nebenwohnungsstatus. Bei der

Anmeldung ist die Gemeinde der bisherigen Hauptwohnung anzugeben.

Eine fehlerhafte Abbuchung von d.er Nebenwohnungsgemeinde ist
damit ausgeschlossen.
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- Eine gewisse Qualitätsverbesserung kann auch von der Inte-
gration des automatisierten Einvrohnernresens in das Ver-
fahren envartet werden. Die Datenbereitstellung über
kommunale Rechenzentralen schafft die Möglichkeit in weit
höheren Ausmaß als bisher Fehler, die durch zwischenge-

meindliche Rückneldr:nSe1 zutage getreten sind, zur Kor-
rektur von Fortschreibung und Vlanderungsstatistik heranzu-

ziehen.

3.4 Statuswechsel als Problemquelle

Die Praxis wird die Erwartung zu bestätigen haben, daß die
Veränderung der begrifflichen Gnrndlage und die Modifikation
der Verfahrensweisen, sich in einer Qualitätsverbesserung von

Fortschreibung und Wanderungsstatistik auswirken. Es ist
nicht ausgemacht, ob sich mit der Praktizierung des Verfahrens
im Zeitablauf neue Schwachstellen offenbaren, die der Re-

duzierung der Fehlerquellen des "alten" Ablaufs entgegen-
wirken. Ülcerlegungen zu Fehlern, mit denen über die nach

wie vor gültigen Schwachstellen (Fortzüge ins Ausland, Rück-

kehr aus dem Ausland) hinaus zu rechnen ist, müssen bei den

Statuswechseln ansetzen.

Verlagert beispielsweise ein älteres, nicht mehr erwerbstätiges
Ehepaar seinen Lebensschwerpunkt von seiner Stadtwohnung zu

seiner auf dem Lande gelegenen Ereizeitwohnung, so müßte ein
Statuswechsel vorgenoumen werden, der ohne einen entsprechen-
den Meldevorgang unterbleibt. Der Fehler, der aus einer
solchen Konstruktion resultj-ert, dürfte allerdings so klein
sein, daß er vernachlässigt werden kann.

Statuswechsel aufgrund einer änderr:ng des Familienstandes
nüßten mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung verbucht
werden können, wenn die entsprechenden llitteiluagen bei den

Meldebehörden eingehen. Voraussetzung ist, daß ein reibungs-
Ios funktioni-erender Informationsfluß zwischen Standes- und
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Finanzarot auf der einen und Meldebehörde auf der anderen SeiLe

etabliert wird und daß bei den Mitarbeitern dieser Behörden

ein entwickeltes Problembewußtsein für die melderechtlichen
Konsequenzen der von ihnen bearbeiteten Vorgänge besteht.

Für eine gewisse - wenn auch nur vorübergehende - Probleman-

fälligkeit von Statuswechseln spricht auch, daß immer zwei
Meldebehörden betroffen sind: eine die linderung initiierende
und eine zweite Behörde, die eine korrespondierende Buchung

vorzunehrnen hat. Hat eine Meldebehörde aufgrund eines nicht
von ihr initiierten Statuswechsels eine Hauptwohnung abzugeben,

so kann es zu Einwendungen und Widerständen kommen, die die
entsprechende Umstellung verzögern oder den ursprünglichen
Statrrswechsel sogar wieder rückgängig machen können. Durch

die Beteitigmng von zwei Meldebehörden an einetr von gegensätz-

lichen fnteressen geprägten Entscheidungsprozeß kann es vor-
koumen, daß ein Bürger zeitweise mit zwei Hauptwohnungen regi-
striert ist. Dies ist für die amtliche Statistik zunächst un-
schädlich, da bei einem Statuswechsel zu einer Hauptwohnung

in einer Gemeinde über den Datenträgeraustausch die korre-
qrcndierende Hauptwohnungsabbuchung in der zweiten Gemeinde

vorgenorulen wird. In diesem Falle ist aber die Übereinstimmung

mit der Kommunalstatistik vorribergehend nicht gewahrt. Diese
"Diskrepanz auf zeLE" muß - wie bereits an anderer Stelle
angesprochen - im Sinne der statistischen "Wahrheitsfindung"
nicht als Nachteil angesehen werden, EJarantiert doch der nach

seinem Abschluß unraittelbar in die Statistik ej-ngehende Ent-
scheidungsprozeß zwischen den Gemeinden, daß die statistische
Zuordnung zur Hauptwohnungsgemeinde nicht schematisch, sondern

unter Berücksichtigung aller in Frage kommenden Gesichtspunkte
erfolgt.

3.5 Die Differenz zu kommunalen Registerauszählungen

Mit dem Hinweis auf vorübergehende Abweichungen zwischem amt-
licher Statistik und Melderegister im Falle einer noch aus-
stehenden Einigung zweier Behörden über den jeweiligen Woh-

nungsstatus eines in beiden Gemeinden gemeldeten Einwohners

wurde bereits angedeutet, daß lroLz der Vereinheitlichung des
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Bevölkerungsbegriffs auch in Zukunft die von der Statistik
nachgewiesene Einwohnerzahl nicht vollkommen mit der auf-
grund koromunaler Registerauswertungen sich ergebenden Ein-
wohnerzahl übereinstimmen wird. Die Vereinheitlichung der be-
grifflichen Basis hat nur eine der Ursachen für das Auseinander-
laufen von Landesstatistik und kornmunalen Registerauszählungen
aufgehoben (vgl. Abschnitt 2.3). Die anderen Gründe für eine
nicht nur zeitweise, sondern auf Dauer bestehende Diskrepanz
der ermittelten Einwohnerzahlen behalten auch nach dem Konzept
der "BevöIkerung aD Ort der Hauptwohnung" GüItigkeit:

- Der Abgleich der Melderegister mit den Unterlagen der Volks-
zäh1ung 1983, den durchzuführen das Volkszählungsgesetz
nicht nur die Möglichkeit schafft, sondern den die meisten
Landesmeldegesetze sogar zwingend vorschreiben, wird nach
allen zur Verfügung stehenden fnformationen nicht von allen
Gemeinden für jeden im Register geführten bzw. bei der Volks-
zählung erfaßten Einwohner erfolgen. Damit zeichnet sich
bereits a.b, daß den Fortschreibr:ngen der amtlichen und der
kommunalen Statistik eine identische Ausgangsbasis nicht
zugrundeliegen wird.

- Schließlich wird auch der Datenträgeraustausch zwischen den
StLÄ, mit dem nicht existente Abmeldungen der Bürger und
Rückmeldungen der Gemeinden statistisch "unschädlich" ge-
roacht werden sollen, Abweichungen zwischen amtlicher Sta-
tistik und Registerauszählungen hervorrufen. Diese Ur-
sache statj-stischer Diskrepanzen wird sich - wie bereits
aufgeführt - erst dann nicht mehr auswirken, wenn ein
Iückenloses Rückroeldeverfahren eines vollständig automati-
sierten Einwohnerwesens praktiziert wird.

3 . 5 Übergangsschwj-erigkeiten

Die Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung werden bis zum

Volkszählungstermin 1983 (27. April) letztmalig für den
31. Dezember 1982 veröffentlicht. Intern wird die Fortschrei-
br:ng in den Su,Ä ntm 26. Aprit 1983 abschließen. Die nach dem
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Volkszählrrngsstichtag anfallenden fortschreibungswirksamen
FäIIe werden in den StLA gesarnuelt und mit den Volkszälrlungs-
ergebnissen, die nach rd. 18 Monaten vorliegen soIIen, zum

neuen Fortschreibungsergebnis saldiert. Itlun kann die BevöIke-
rurgsfortschreibung nicht bis zun 25. April 1983 nach dem

9tohnbevöIkerungsbegrLff durchgehalten werden, da die Melde-
behörden mit den Inkrafttreten der Landesmeldegesetze, die in
einer Reihe von Ländern schon geltendes Recht sind und es bis
zr:ul 26. April 1983 durchweg sein sollen, nur noch Haupt- und
Nebenwohnung nach der neuen uelCerechtlichen Definition (und

nicht mehr die Zugehörigkeit zur WohnbevöIkerung) an die
amtliche Statistik weitergeben. Das heißt, es ist für eine
Übergangszeit von einigen Monaten die unbefriedigende Situa-
tion der vermischten GüItigkeit zweier BevöIkerungsbegriffe
hinzunetrmen, denn eg werden ab einem bestinrmten Zeitpunkt,
ausgehenri von der WohnbevöIkerung einer Gemeinde, Einwohner
nach dem neuen Hauptwohnungsbegriff hinzugefügt oder abgesetzt.
In Hanburg beispielsweise, wo das neue Landesmeldegesetz seit
dem 23. August 1982 in Kraft ist,, wird das Ergebnis weder
WohnbevöIkerung nach BevöIkerung am Ort der Hauptwohnung
genannt, was auch beides nicht zuträfe, sondern schlicht a1s
"Bevölkerung" bezeichnet.

3.7 Volkszähl,mg, Registerabgleich und Registerumstellung

3.7.1 Die Ermitthurg der "Bevölkerung p Ort der ',Haupt-
wohnung " im Rahmen der Volkszählung

Die amtliche Statistik hat die iibernatrme des melderechtlichen
Hauptwohnungsbegriffs für die Vclkszählung 1983 durch die in
§ 2 des Volkszählungsgesetzes niedergelegte Verpflichtung voll-
zogen, die "Nutzung der tr'Iohnung als alleinige [Vohnung, Haupt-
oder Nebenwohnung(§ L2,I+l>s. 2 des Melderechtsrahmengesetzes) "
zu erfassen. Dem Nachweis der Ergebnisse der Volkszählung
wird daher der melderechtliche Begriff der "BevöIkerung arn

Ort der Hauptwohnung" zugrund.eliegen. Auch die aus dem Volks-
zählungsergebnis hervorgehende Ausgangsbasis für die BevöIke-
rungsfortschreibung wird sich nach dem neuen Begriff der
Hauptwohnungsbevölkerung richten.
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Die Feststelltrng der Haupt- bzw. Nebenwohnung i.m Rahmen der
Volkszählung stellt die Statistik vor eine schwierige Auf-
gabe, da ihr, im Gegensatz zDrD Fortschreibungsverfahren, eine
tleldebehörde nicht zur Verfügung steht, die insbesondere bei
den problematischen Fäilen den Wohnungsstatus auch für die
Statistik im "Dialog mit dem Einwohner" feststellt und deren
Zuordnung durch die Rückkoppelung an eine korrespondierende
Meldebehörde abgesichert ist. Es sei im Vorgriff auf die den

Gemeinden gegebene Möglichkeit hingewiesen, über den sogenannten
"Registerabgleich" zu verhindern, daß die Angaben in der Volks-
zählung zur Haupt-,/Nebenwohnung unmittelbar in die Ausgangs-
zahl für die BevöIkerungsfortschreibung eingehen. Zunächst
aber ist festzuhalten, daß die Votkszählung bei der Ermittlung
der Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung auf sich gestellt und
bezüglich der Feststellung des Wohnungsstatus auf eigene Zu-
ordnungsprinzipien angewiesen ist. FehLende oder wider-
sprüchliche Angaben, müssen nach besti-mmten Regeln, d.ie mit
Blick auf die Bestj-mmungen des Melderechts entwickelt worden
sind, korrigiert werden.

Es war - bei der Differenziertheit der zugrund.eliegenden Tat-
bestände - zu erwarten, daß un keine andere Frage des Ertrcbungs-
progranms so lange und intensiv gerungen wurde, wie um die Frage
zur Feststellung d.er alleinigen gtohnung sowie der Haupt- und
Nebenwohnung nach neuem Merderecht. Ein wesentriches Element
des Diskussionsprozesses war ein praktischer Test zweier
Fragenentwürfe, der bei rd. 2 w Haushalten mit mehr ars einer
Wohnung durchgeführt wurde. Die Testergebnisse erbrachten
einige Aufschlüsse, die nicht nur die Feststelrung der besseren
Eignung der einen oder der anderen Frageformulierung betrafen:

- Es erwies sich, daß die Melderegister insbesondere in bezug
auf Einwohner mit mehreren Wohnungen in unerwartetem Maße

nicht mehr zutreffende Angaben enthalten.

- Es stellte sich heraus, daß Studenten nicht notwendigerweise
ihre !,Iohnung am Universitätsort vorwiegend benutzen, sondern
sich anderswo (etwa arn Elternwohnort) durchaus häufiger
aufhalten können.
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- Bezrlglich der Fassung der Frage selbst stellte sich eine

dreigeteilte Gliederung a1s am übersichtlichsten heraus.

- Ein an den Fragetext angehängter, erklärender Klapmerzusatz

"(Ilauptwohnung)" erwies sich als mißverständlich, da er viele
Befragte veranlaßte, so zu antworten, wie es ihren derzei-
tigen Meldeeintragungen tatsächllch entspricht und nicht,
wie es nit den Vorgaben des neuen Melderechts übereinstimmt.

Vor dem Hi-ntergrund der Testergebnisse einigten sich die nit
der Volkszählung befaßterr Gremien schließlich auf eine drei-
teitig gegliederte Fassung, dle auf den Klammerzusatz " (tlauPt-

wohnung) " verzichtet rrnd deren Formulierung - um an Allge-
meinverständlichkeit zu gewinnen - slch nicht wörtlich an den

Gesetzestext anlehnt. Eine mit dem Gesetzestext weitgehend

übereinstimnende Formuliemng wäre in breiten BevöIkerungs-

kreisen ohne entsprechende Leseerfahrung mit juristischen
Texten auf erhebliche Verständnlsschwierigkeiten gestoßen.

Die Frage nach der weiteren Wohnung - die Frage 6 des Haus-

haltsbogens - liegt damit in folgender Fassung vor:

Vtird auBer der hiesigen Wohnung noch eine weitere
!{ohnung (Unterkunft/ zLnner) in der Bundesrepublik
Deutschland einschl. Berlin (West) bewohnt?

FaIIs ja: a) Für Verheiratete, die nicht dauernd 9e-
trennt leben:
Ist die hiesige Wohnung die vorwiegend be-
nutzte V[ohnung der Familie

b) Für alle übrigen Personen:
Ist die hiesige Wohnung die vorwiegend
benutzte !{ohnung?

c) Außerdem für Erwerbstätige, SchüIer/
Studenten:
Gehen Sie vorwiegend von der hiesigen Wotl-
nung aus zur Arbeit oder Sctr-uler/Hoch-
schule?

nein
ja

nein
ja

nern
la

neln
la

-27-



-27-

glird die Existenz einer weiteren Wohnung in der Leitfrage
bejaht, so erfolgt die Zuordnung zus HauPt- bzw- Neben-

wohnungsstatus über die Anthlorten zu den einzelnen Unter-
fragen, wobei die Angaben zum Faruilienstand (Frage 3) be-

rücksichtigt werden. Eine vollständige Übersicht über die
Haupt-/Nebenwohnungszuordnungen bei allen denkbaren Ant-
wortkombinationen für die Frage 6 ist, gemeinsam nit einer
verbalen Darstellung der Zuordnungsprinzipien, als Anlage

beigefügt. An dieser SteIIe genügt daher der Hinweis auf
die in den Testergebnissen wurzelnde Entscheidung, daß die
Angaben zur vorwiegend benutzten !{ohnung beim Problemfall
der Unverheirateten al<zeptiert werden, ohne die Antwort

auf die Unterfrage c) ("von hier aus zur Arbeit/Ausbildung?")
zur Kontrolle heranzuziehen. Das heißt, es unterbfeibt eine

automatische Umsetzung zur Hauptwohnung, wenn die über-
wiegende Nutzwrg verneint wird, der Befragte aber gleichwohl
von dieser Wohnung aus zur Arbeit/Ausbildung geht (s. lfd.Nr- 47

in der Antage). Auf diese Weise scheint die unter den gege-

benen Umständen bestrnögliche Annäherung an die tatsächlichen
VerhäItnisse gewährleistet, da ej-nerseits von lnteressen ge-

prägte Antworten, wie in Abschnitt 3.1.1 dargestellt, bei
der Volkszählung nicht ins Gewicht fallen dürften und anderer-
seits von der Norm abweichende FäIle einer schematischen Zu-

ordnung nicht zum opfer fallen.

3.7 .2 Die Registerumstellung

Es gehört bereits zur "Volkszählungstradition", daß den

Meldebehörden per Volkszählungsgesetz die Möglichkeit einge-
räumt wJ-rd, die Meldeunterlagen anhand der Angaben auf den

Erhebr:ngspapieren zu riberprüfen und dabei die Vollständigkeit
und Datenqualität der Register zu verbessern. Ungekehrt war

es auch ZleI dleses als "Registerabgleich" bezeictrneten Ver-
fahrens, anhand der Meldeuntertagen'die vollzählige und

richtige Erfassung der Einwohner bei. der Volkszählung zu

überprüfen.
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Mit der Neufassung des l4elderechts erhält der bisher schon

übliche Reglsterabgleich eine neue Dimension: Das fnkraft-
treten neuer Landesroeldegesetze, mit dem die bisher de facto
gegebene Wahlfreiheit in der Bestlmmung des tlaupt- und

Nebenwohnsitzes weitgehend aufgehoben wird, ist für die C,e-

meinden mit der Notwendigkeit verbunden, die Altloestände ihrer
Meldeunterlagen auf die neugefaßte Haupt-,/Nebenwohnungsdefi-
nition umzustellen. Dabei bot es das zeittiche Aufeinander-
treffen von Volkszählungstermin und Verabschiedung der Melde-
gesetze geradezu an, die Umstellung der Melderegister anhand
der Angaben auf den Erhebungspapieren vorzunehmen. Folge-
richtig ist eine entsprechende Verpflichtung in den bereits
verabschiedeten Gesetzen sowie in den meisten Entwürfen der
noch zu verabschiedenden Landesmeldegesetze enthalten. Für
die Melderegister ist somit die Volkszählung 1983 in zwei-
facher Hinsicht von Bedeutung: Einerseits durch die vom Volks-
zählungsgesetz eingeräunte I'{öglichkeit der wechselsei tigen
tjlcerpnifung von Melderegister und Erhebungspapieren hin-
sichtlich Vollzähligkeit und Korrektheit der Angaben zu be-
stiuunten Merkmalen (Registerabgleich) und andererseits in be-
zug auf die durch die Landesmeldegesetze vorgegebene Ver-
pflichtung, die Altbestände der Melderegister auf den neuen
Haupt-/Nebenwohnungsbegriff umzustellen (Registemnstellung) .

Im folgenden wird sich ausschließlich auf den letzten Aspekt,
die Umstellung der Melderegister bezogen.

Die Durchführung der Registerumstellung ist die Aufgabe der
Gemeinden. Die Gemeinden haben, je nach individuellen Gegeben-
heiten, den Zeitpunkt bzw. die Frist für die Umstellungsarbeiten
zu bestimmenr (wobei ihnen die Landesmeldegesetze Zeitspannen
vorgeben, innerhalb derer die Arbeiten abzuschließen sind),
und sie haben das Verfahren festzulegen, nach dem sie vor-
gehen. Hinsichtlich der Vorgehensweise stehen den Gemeinden

als Vorschläge zu verstehende Anleitungen ihrer kommunalen

Vereinigungen zur Verfügung. Die Statistik kann nur beratend
mitwirken. fnsbesondere wird sie bemüht sein, die praltischen
Arbeiten d.urch übersichtlich und benutzerfreundlich gehal-
tene fnformationen darüber zu unterstützen, zu welchem Woh-
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nungsstatus (Hauptwohnung,/Nebenwohnung) die Volkszählung bei
den verschiedenen Antwortkombinationen zuordnet. Es muß aller-
dings betont werden, daß der durch die Volkszäh1ung ermittelte
Wohnungsstatus zunächst nur rein statistische Bedeutung hat
und den Meldebehörden lediglich Anhaltspunkte liefert. Die
alleinige Kompetenz bei der rechtsverbindlichen Festlegung
des Wohnungsstatus in Zusammenarbeit mit dem Betroffenen liegt
bei den Meldebhörden.

Es liegt mehr im Interesse der Gemeinden als es ein Anliegen
der arotlichen Statistik wäre, daß dj-e Meldebehörden die Re-

gisterumstellung nit einero Maximum an Gründlichkeit rurd mög-

Iichst zeitnah zuur Zählurngsstichtag durchführen.

Ein volIständiger Registerabgleich setzt die Vorbeiführung
aller in einer Gemeinde anfallenden Erhebungspapiere an der
gesamten Einwohnerdatei voraus. Eine Beschränkung des Ab-
gleichs auf Erhebungspapiere, die sich auf mehrere Wohnungen

beziehen, macht die Nachprüfung und eventuell sich an-
scrtrließende Korrektur des Melderegisters in folgenden Fällen
unmöglich:

- Ein Einwohner wird mit alleiniger Wohnung in der Gemeinde bei
der Vo1kszählung erfaßt, ist aber nicht im Melderegister
bzw. im Registerausdruck zum Zählungsstichtag geführt.

- Ein Einwohner wird in der Volkszählung mit alleini-ger Vtoh-

nung erfaßt, ist aber im Register mit mehr als einer Vtohnung

geführt.

- Ein Einwohner ist in Melderegister geführt, sei es mit allei-
niger oder mehr als einer ttohnung, wurde aber bei d.er Volks-
zählung nicht erfaßt.

Bei einer Beschränkung des Registerabgleichs auf Zählungs-
unterlagen, die uehr als eine Wohnung betreffen, können die
Gemeinden nicht davon ausgehen, über eine zum Zählungsstich-
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tag vollständige und korrekte Einwohnerdatei zu verfügen.
Dies schließt die mit finanziellen Auswirkungen verbundene

Folge ein, daß Möglichkeiten zur Korrektur von Untererfassungen
durch die Volkszählung im Rahroen der Bevölkerungsfortschreibung
ungenutzt bleiben.

Obwohl die verschiedenen Landesmeldegesetze den Meldebehörden

Fristen von sechs bis 18 Monaten für die Abgleichsarbeiten
vorgeben, wäre es wichtig, größere zeitliche Differenzen zu

vermeiden und die Registerüberprüfung und -umstellung mög-

Iichst zeitnah zum Zählungsstichtag durchzuführen. Je mehr

ZeiL zwLschem dem Stichtag der Volkszählung und dem Abgleichs-
termin verstreicht, desto stärker kumulieren problematische
Veränderungsfälle, die in dieser Spanne auftreten und nicht
mehr nachvollziehbar sind.

Um den Beginn der Aufbereitung in den StLÄ nicht zu ver-
zögern, können die Erhebungspapiere nicht immer bis zum Ab-
schluß der Registenrmstellung bei den Gemeinden verbleiben.
Für viele Gemeinden wird es sich als unumgänglich erweisen,
die für die Registenrmstellung rele-vanten Angaben im Haushalts-
bogen vor der Weiterleitung an die SILA zu sichern, um sich
die für die Abgleichsarbeiten erforderliche Zeit nehmen zu

können, ohne die Aufbereitung der Volkszählung zu verzögern.
Dabei zeichnen sich nach bisherigem Stand drei Möglichkeiten
ab:

- Der Zähler erhäIt eine Namensliste aller in seinem Zählbe-
zirk nach letztero Stand im Register geführten Personen. Die

Liste enthält Angaben zum derzeitigen Wohnungsstatus. Der

Zähler bringt entsprechende Vermerke an, wenn er Personen

nicht mehr antrifft, die noch auf der Narnensliste'(also
im Register) geführt werden, bzw. wenn er Personen an-
trifft, die noch nicht auf der Liste (im Register) stehen.
Auch Markierungen über das Vorliegen mehrerer Wohnungen
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sind in diesen Fällen anzubringen. Diese Kontrollen stellen
noch reine Vollzähligkeitsüberprüfungen dar, wie sie im

Rahmen des Registerabgleichs üb1ich geworden sind. Die Re-
gisterumstellung wird vorbereitet, wenn entweder der Zähler,
oder dle Zählungsdienststelle auf der Liste beim Vorliegen
rnehrerer !{ohnungen die Antwort-narkierungen zur Frage 6 des

Haushaltsbogens protokolliert. Aus diesen Angaben auf der
Nanensliste (derzeitiger Wohnungsstatus/Antwort zur Frage 6)

läßt sich dann ablesen, ob eventuell eine Registerumstellung
vorgenormen werden muß oder nicht. Die Überprüfung der Liste
im Hinblick auf die Registerumstellurg kann entweder vor
oder nach der Weiterleitung der Zählpapiere an die SILA
vörgenouoen werden.

- Ablichtung des relevanten Teils aIler Haushaltsbogen. Über-
trag'ung von Straße und Hausntruner der Erfassungsadresse.
Aus Kostengründen können nur Bogen abgelichtet werden,
auf denen die Existenz von mehreren [lohnungen angegeben
wird. Dabei muß die vollzäh1ige Ablichtung der Bogen, die
mehr aIs eine Wohnung betreffen, mit Sicherheit gewährleistet
sein, da nur unter dieser Bedingung der Schluß zulässig
ist, daß alle anderen FälIe sich nur auf eine Wohnung be-
ziehen. Die Schwäche dieses Verfahrens besteht darin, daß

eine vollständige Überprüfung aller abgleichsrelevanten FäIle
nicht erfolgen kann, selbst wenn die Vollzähligkeit der Ab-
Iichtungen sichergestellt ist (s.o. ).

- Eine andere Möglichkeit besteht in der Aushändigung von Er-
kIärungsvordrucken zun Wohnungsstatus zuseunmen mit und zu-
sätzlich zur Verteilung der Erhebungspapiere. Dabei hätte
der Zähler jeden Haushalt bei der Verteilung der Papiere zu
fragen, ob mindestens eine der zr:n Haushalt zählenden Per-
sonen mehr als eine ttohnung benutzt. Die betroffenen per-
sonen erklären dann auf dem Vordruck in einer durch Unter-
schrift bekräftigten For:u den Status der lr,Iohnung in der
Gemeinde. Der Erklärung wird die Frage 6 des Haushaltsbogens
in identischer Foraulierung und Gliederung zugrundeliegen.
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Unstimigkeiten der Angaben in beiden Papieren sollen durch den

Zäh1er geklärt werden. In dem Erklärungsvordruck liegt den

Gemeinden eine Unterlage vor, die die Durchführung der Um-

stellungsarbeiten ermöglicht, ohne die Weiterleitung der
ZählungsunLerlagen zu behindern. Allerdings wohnt diesem
Vorgehen die gleiche Schwäche inne, wie sie für das Ablich-
tungsverfahren dargestellt wurde, d.h. bestimmte Abgleichs-
fälle können nicht überprüft werden. Auch der Nachteil der
zusätzlichen Belastung des Zählers ist zu beachten.

Es darf nicht ü'bersehen werden, daß die Verpflichtung zur
Durchführung der Registerumstellung für die Gemeinden mit einer
Reihe von Problemen verbunden ist:

- ,t: Umstellung der Register stellt für die Gemeinden eine
erhebliche zusätzliche Arbeitsbelastung dar. Es sind bereits
Stimmen vernehmbar, nach denen es angezweifelt werden kann,
ob aIIe Gemeinden die Registerumstellung voIlständig und
sorgfäItig durchführen werden können.

- Bei den Bürgern besteht weitgehend Unkenntnis rjber neue melde-
rechtliche Bedingu.ngen.

- Die Betroffenen könnten sich der Festlegung der Haupt-,/Neben-
wohnung durch die Meldebehörde widersetzen. Da die gesetz-
liche Definition bej- den Unverheirateten und den dauernd ge-
trennt Lebenden gewisse Interpretationsspielräume offenläßt,
müssen die Gemeinden mit der Einleitung von Rechtsverfahren
von Einwohnern rechnen, die ihren Uohnungsstatus nicht
akzeptieren.

Statuswechsel, die von einer Meldebehörde vorgenouunen werden,
sei es nun im Zusammenhang mit der Registerumstellung oder un-
abhängig d.avon, sind imrner durch eine korrespondierende Status-
änderung der Meldebehörde einer anderen Gemeinde zu bestätigen.
Daher sollten die Gemeinden durch eindeutige Konventionen dafür
Sorge tragen, daß ein Statuswechsel etwa von einer Nebenwohnung

zu einer Hauptwohnung in der einen Gemeinde nicht auf die Ver-
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weigerung einer korrespondierehden Eindragung durch die andere
Gemeinde trifft. Andernfal-ls ist ein gegenseitiges "Gezerre"
der Gemeinden un Hauptwohnungseinwohner nicht zu vermej_den,
mit der Folge, daß zahlreiche Bürger zeitweise mit zwei Haupt-
wohnungen, zwei Wahlberechtigungen, zwei pässen und zwei
Lohnsteuerkarten ausgestattet sein können.

Defizite bei der Durchführung der Registerumstellung wie die
angesprochenen sind nicht mit größeren negativen Auswirkungen
auf Ergebnisse der BevöIkerungsfortschreibung der amtlichen
Statistik verbunden. Gemeinden, die diese Arbeiten nicht durch-
führen können oder wollen, ersetzen Registerabgleich und -umstel-
Iung durch das Volkszählungsergebnis. Die Gemeinden müßten
dann allerdings da-uit rechnen, daß die eualität ihrer Einwohner-
datei möglicherweise nicht ihren Erwartungen entspricht und
daß die Differenzen 2ur antlichen Einwohnerzahl größer und
schwieriger nachvol-lziehbar sind als angenonmen.

Bei der Durchführung der Registerumstellung ha-ben die Meldebe-
hörden zunächst den aus der Volkszählung sich ergebenden
Wohnungsstatus anhand der ihnen vorliegenden Unterlagen
(Originalpapiere, Ablichtungen, Erklärungsvordrucke) festzu-
stellen. I{ie bereits erwähnt, beabsichtigt die amtliche Sta-
tistik die Meldebehörden bei der raschen und zweifelsfreien
Feststellung des Wohnungsstatus aufgrund der Volkszählungs-
angaben zu unterstützen. Beim Ausgleich kann es zu FäIIen des
Aufeinandertreffens bzw. Nicht-Aufeinandertreffens der Volks-
zählungsunterlagen und des daraus hervorgehenden !'Iohnungs-
status mit den Registereintragungen kotrmen, die sich wie
folgt gruppieren lassen:

- Volkszählungsunterlagen liegen vor, Registerunterlagen
liegen nicht vor;

- Volkszählungsunterlagen liegen nicht vor, Registerunterlagen
Iiegen vor;

- es liegen sowohl Volkszählungs- als auch Registerunterlagen
vor. Der l,tohnungsstatus in beiden Quellen

-- stimmt überein
-- weicht ab.
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In einer diese Ausführungen abschließenden schematischen Dar-
stellung sind aIIe denkbaren FäIIe, die sich aus dieser
Gruppierung ergeben können, im einzelnen aufgeführt und auf
ihre Konsequenzen hin untersucht. An dieser Stelle genügt es

deshalb darauf hinzuweisen, daß die auf die Registemmsterlung
sich gründenden änderungen des Melderegisters (Statuswechsel,
Abmeldungen von Amts wegen, Aufforderungen zur Anmeldung)
überwieqend für das volkszähI ungsergebnis nicht mehr relevant
sind, da sie nachLräglich vollzogene Anpassunqen der Einwohner-

Ft
t

datei an das bei der Vo1kszählung enrittelte Ergebnis darstellen
Es gibt arlerdings exakt drei mit dem Abgreich zusammenhängende

Ergebnisse, die die amtliche Statistik zu berücksichtigen hat:

- Ein Einwohner ist noch im Melderegister geführt, wurde aber
bei der Volkszählung nicht erfaßt. Nachprüfungen ergeben,
daß der Bürger noch mit alleiniger lrlohnung oder Hauptwohnung
in der Gemeinde ansässig ist.

- Bei der Volkszählung wird für einen Einwohner Hauptwohnung
ernittelt, der im Register mit Nebenwohnung geführt wird..
Die Merdebehörde nimnt den entsprechenden statuswechser vor.
Der Statuswechsel muß rückgängig gemacht werden, weil der
betroffene Bürger die Hauptwohnungszuordnung nicht akzep-
tierte und eine Revision des Statuswechsels erwirken konnte
oder weil die korrespondierende Meldebehörde in einem gegen-
seitigen Krärungsprozeß die Hauptwohnung für sich rekramieren
konnte.

- Die Meldebehörde konnt aufgrund eigener Nachprüfungen zu
einem anderen [rlohnungsstatus a1s die Volkszähh:ng. Nach-
prüfungen der Gemeinden dürften sj_ch auf die FälIe konzen-
trieren, bei denen in der Volkszählung Nebenwohnung ermittelt
wurde, das Melderegister aber Hauptwohnung führt.

Die für die Statistik relevalten Umstellungsergebnisse sind
den Stl,li mitzuteilen. Die erforderlichen Korrekturen finden
allerdings nicht in die Vo1kszähh:ngsergebnisse Eingangr, son-
dern werden tiber die Bevölkerungsfortschreibung vorgenonruen.
I'ür dieses Vorgehen war entscheid,end, daß die Zählpapiere,
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auf denen die Korrekturen zur Berücksichtigung im Rahmen der
Volkszählungsergebnisse hätten angebracht werden müssen, nicht
bis zur Klärung aller ZweifelsfäIle bei den Gemeinden ver-
bleiben können, da sonst die Ergebnisbereitstellung unver-
tretbar hinausgezögert wtirde.

3.7.3 Ablauf von Registerabgleich und -umstellung

Zu der sich anschließenden schematischen Darstellung ist an-
zr:nerken, daß sie sich weniger an den technischen Einzelheiten
des Abgleichsverfahrens a1s vielmehr an den möglichen Ver-
gleichsergebnissen von Volkszählung und tlelderegister und

den daraus sich ergebenden Konsequenzen für die BevöIke-
rungsfortschreibung orientiert. Es werden aIIe FälIe des

Aufeinandertreffens bzw. Nicht-Aufeinandertreffens von Volks-
zählungsangaben und Registerunterlagen gegenübergestellt. und

auf ihre Konsequenzen f:ür das Register und die Bevölkerungs-
fortschreibung untersucht. änderungen, die zwischen Zählungs-
stichtag und Abgleichsdatr:m eingetreten sind, wurden nicht
berücksichtigt, da sie als "normale" Fortschreibungsfälle
zu behandeln sind.
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Anhang

Plausibilitätskontrollen fÜr die Frage nach

der rueiteren Wohnung

AIs Anlage ist eine Übersicht über die automatische Zuordnunq zur Haupt-/
Nebenruohnung auf der Grundlage der Frage 5 des Haushaltsbogens beigefÜgt. Von

einer Ausuertung der Unterfrage c) ("von hier aus zur Arbeit/Ausbildung") wurde

- mit einer Ausnahme - abgesehen (FaIl 5l). Damit uurde den Bedenken Rechnung

getragen, die bei verschiedenen VZ/GfZ-Referentenbesprechungen souie bei Be-

sprechungen der Referenten für die laufenden Bevölkerungsstatistiken geäußert

uorden u/aren und denen das Argument zugrunde Iag, daß ein unverheirateter Schü1er/

Student, aber auch ein unverheirateter Eruerbstätiger nach dem vom neuen Melde-

recht vorgegebenen Interpretationsspielraum durchaus geltend machen kann, seine

Hauptruohnung nicht am Arbeits-/Ausbildungsort, sondern anders\uo (etrua dem EItern-
uohnort) zu haben.

Für die Zuordnung zur Haupt-/Nebenruohnung ruird - der Gliederung der Frage 6

folgend - zryischen Verheirateten und Nichtverheirateten (einschl. dauernd

getrennt Lebende) unterschieden. Für Verheiratete hat grundsätzlich die Frage 6 a

Priorität, d.h. es uird - sofern sich bei 5 a eine Antrvortmarkierung findet -
allein diese Angabe ausgeurertet, ohne Berücksichtigung von Markierunqen an den

beiden folgenden Unterfragen. Ist die Antruortmarkierung bei Frage 6 b angebracht,

die für Nichtverheiratete und dauernd getrennt Lebende gilt und geht aber aus

dem Fragebogen hervor, daß es sich um eine verheiratete Person handelt, so vird
ein "Zeilenrutscher" unterstellt und die Frage 5 b in Anal.ogie zu 6 a (Priorität)
ausge\uertet. Dies bietet sich um so mehr an, als beide Fragen vom Inhalt her in
die gleiche Richtung tendieren ("überuiegend benutzte hlohnung"). Findet sich ueder

bei 6 a noch 5 b eine Antuortmarkierung und ist 5 c mit "ja" beantuortet ("von

hier aus zur Arbeit"), so erfolgt über den Schluß "also hier nicht Familienruohnortrr

die Zuordnung zur Nebenryohnungsbevölkerung. Sind 5 a und 6 b unmarkiert und ist
5 c mit rrNeintr beanturortet oder gleichfalls nicht mit einer Antruort versehen,

so uird zu Bevölkerung am 0rt der Hauptruohnung zugeordnet.

Für Nichtverheiratete (einschl. dauernd getrennt Lebende) erhäIt die Frage 5 b

priorität. Bei der irrtümlichen Markierung von 5 a durch einen Nichtverheirateten
soruie bei f,ehlenden Anturortmarkierungen vird entsprechend den fÜr Verheiratete
beschriebenen Prinzipien verfahren.



Wertere überlegungen galten der Frage, ob die Angaben zur Freizeitruohnunq im

Wohnungsbogen für die Zuordnung zur Haupt-/NebenvohnungsbevöIkerung herangezogen

uerden können. Eine Nein-Markierung bei der Frage nach der Freizeitruohnung kann

sovohl von einem Haushalt mit nur einer als auch von einem mit mehreren Wohnungen

stammen. Handelt es sich um einen Haushalt mit mehreren Wohnungen, so liefert
die Angabe, daß die hiesiqe Vrlohnung keine Freizeitruohnung ist, keinen Anhalts-
punkt für eine Zuordnung zu HaupL-/Nebenuohnung, da in erster Linie die Über-
yiegende Nutzung, zu der allein in Frage 6 des Haushaltsbogens ausgesagt vird,
maßgebend ist. Für eine Ausruertung der Frage nach der Freizeitruohnung kommt

daher aIlenfalIs die bejahende Markierung in Betracht. In den FälIen, in denen

eine bejahende Angabe zur Freizeitruohnung (= Nebenruohnung) im Geqensatz zu den

Antryorten der Frage 5 des Haushaltsbogens steht, stellt sich das Problem, uelche

der uidersprüchlichen Markierungen prioritär zu geruichten ist. FÜr das beiliegende
Zuordnungsschema uurde davon ausgegangen, daß den Angaben zur Frage 5 Vorrang

einzuräumen ist. Lediglich in den FäIIen, in denen die maßgeblichen Unterfragen

6 a und 6 b nicht beantuortet sind und die Frage nach der Freizeiturohnung bejaht
uurde, erfolgt eine Zuordnung zur Nebenurohnungsbevölkerung.
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